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1. Vattenfall-Verkauf: Zwei Bieter und zwei Nicht-wirklich-Bieter
Am 16. März lief  die  Bieterfrist  für  Vattenfalls  Braunkohlegeschäft  ab.  Mit  EPH und Czech Coal
haben  nur  zwei  der  bisher  vier  Interessenten  an  Vattenfalls  Braunkohlesparte  Kaufangebote
abgegeben. Über die Höhe ist bisher nichts bekannt. Ganz aus dem Rennen sind STEAG und ČEZ
jedoch erst dann, wenn Vattenfall sich auf eins der zwei Angebote einlässt. 
Denn weitere Gesprächsbereitschaft haben die zwei Nicht-Bieter ebenfalls signalisiert. Sowohl der
Chef der Bergbaugewerkschaft IGBCE, Michael Vassiliadis, als auch die STEAG (wo Vassiliadis im
Aufsichtsrat sitzt) haben eine Stiftungslösung ins Gespräch gebracht. Da Braunkohle sich nur noch
15  Jahre  rechnen  werde,  müsse  in  dieser  Zeit  Geld  zur  Seite  gelegt  werden,  um danach  die
Rekultivierung  sowie  das  dann  nicht  mehr  rentable  Weiterbaggern  zu  finanzieren.  Die  STEAG
könnte als Betreiber fungieren und dafür mit einem Festpreis vergütet werden.
So will man offenbar die Bedenken der kommunalen Eigentümer der STEAG zerstreuen, die sich in
den vergangenen Monaten mehrheitlich gegen die Risiken des Braunkohlegeschäftes positioniert
haben. Das Risiko, dass die Rücklagen der Stiftung nicht ausreichen könnten, läge dann nämlich
beim Steuerzahler.
Aber warum sollen eigentlich nach den rentablen Jahren noch zusätzliche Folgekosten verursacht
werden?  Hier  zeigt  sich,  dass  der  IGBCE-Vorschlag  im  Wesentlichen  den  Braunkohleausstieg
verzögern soll. Ebenso dubios ist, dass die STEAG Presseberichten zufolge mit dem Finanzinvestor
Macquarie kooperiert, dessen Rolle nirgends nachvollziehbar erklärt wird. Würde nicht jede Rendite
eines Finanzinvestors das Risiko für den Staat erhöhen?
Nach wie vor bleibt auch ein komplettes Scheitern des Verkaufsprozesses möglich.

2. Am 3. April Protest-Spaziergang gegen Nochten 2
Es  ist  inzwischen  Tradition,  dass  sich  eine  Woche  nach  Ostern  die  Kritiker  der  geplanten
Abbaggerung von Rohne und Mulkwitz für den Tagebau Nochten 2 in Rohne treffen. Am 3. April ist
es wieder soweit,  denn wir  wollen unseren Widerstandswillen auch gegenüber einem möglichen
neuen  Eigentümer  bekräftigen.  Auch  der  diesjährige  Spaziergang  steht  wieder  unter  dem  der
sorbischen Hymne entlehnten Motto „Heilig sind uns unsere Fluren und Dörfer (sorb.: Swěte su nam
naše strony a wjeski)“.  Um 14 Uhr geht es am Bahnhof Schleife los, der auch überregional gut
erreichbar ist. Die Route führt entlang der Straße nach Rohne hinein und biegt an der Feuerwehr/
Dorfplatz in den Trebendorfer Weg und endet am Sportplatz/an der Mehrzweckhalle. Dort findet
auch die Kundgebung statt. Für das leibliche Wohl wird wieder mit Kaffee und Kuchen gesorgt. Als
Kinderprogramm wird es Kinderschminken und Nestersuchen geben.

3. Internationale Planungswerkstatt zur Zukunft nach dem Kraftwerk Jänschwalde
Bis zum Sommer beschäftigt sich die Universität Liechtenstein im Rahmen einer „European Master
Class“ mit den Entwicklungsperspektiven der Region um Peitz nach der wahrscheinlichen Stilllegung
des Kraftwerkes Jänschwalde.  Vom 13. bis 19.  März besuchten Studenten und Professoren der
Architektur und Raumplanung aus 16 Ländern die Lausitz und informierten sich vor Ort. Bei einer
Gesprächsveranstaltung am 14.  März, zu der der evangelische Kirchenkreis  Cottbus eingeladen
hatte, konnten sie die Sichtweisen der Menschen in den Orten um das Kraftwerk kennenlernen. Im
Sommer sollen Ergebnisse des Projektes ebenfalls in der Lausitz präsentiert werden.
Die  Stilllegung  der  zwei  neuesten  Blöcke  in  Jänschwalde  ist  im  Rahmen  der  sogenannten
Kapazitätsreserve  bereits  beschlossen,  die  älteren vier  Blöcke werden mit  großer  Sicherheit  im
Laufe der 2020er Jahre ebenfalls  abgeschaltet,  in  jedem Fall  zeitiger  als  die  anderen Lausitzer
Kraftwerksstandorte.
Die Ergebnisse des Master Class-Projektes sind für die Akteure vor Ort nicht verbindlich, können
aber eine rechtzeitige Diskussion über den Umgang mit diesem Teil  der Lausitz anstoßen. Kein
Studentenprojekt  wie  jedes  andere:  Die  Uni  fasst  von  außen  ein  heißes  Eisen  an,  dessen
Notwendigkeit viele Entscheider in der Region sonst erst Jahre später überhaupt zugegeben hätten.
Erfahrungsgemäß  hätten  die  Kommen  erst  abgewartet,  bis  der  Eigentümer  das  Ende  des
Kraftwerkes  bekanntgibt,  dann  wären  ein  Jahr  lang  Fördermittel  beantragt  worden,  worauf  die
Ausschreibung an Planungsbüros folgt. Vielleicht in fünf Jahren hätten erste diskussionsfähige Ideen
vorgelegen und ob es schon im ersten Anlauf die richtigen sind, weiß man vorher nie.
Sie wollen mitdiskutieren? Strukturvisionen und Anregungen der Rundbrief-Leser zur Zukunft der
Region  um  Peitz  oder  ganz  konkret  des  Kraftwerksgeländes  reichen  wir  gern  an  die  Uni
Liechtenstein weiter!
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4. Rechtsgutachten: Keine Enteignungen mehr für Braunkohletagebaue
Die Anwältin  Cornelia Ziehm kommt in einem aktuellen Rechtsgutachten zu dem Schluss,  dass
Enteignungen für  Braunkohletagebaue juristisch nicht  mehr durchsetzbar sind.  "Eine Enteignung
kann nur durch ein Gemeinwohlziel von besonderem Gewicht gerechtfertigt werden", heißt es in
dem  Gutachten.  Ein  solches  Gemeinwohlziel  gebe  es  aber  in  Zeiten  von  Klimaschutz  und
Energiewende nicht. Das 34seitige Rechtsgutachten im Auftrag der European Climate foundation
(ECF), das bereits auch in der Süddeutschen Zeitung zitiert wurde, ist im Internet hier veröffentlicht.

5.  Sachsens  Landtag  diskutierte  drohende  Folgekosten  der  Braunkohle  für
öffentliche Haushalte
Auf Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen diskutierte der Sächsische Landtag am Donnerstag,
dem 17. März, die Risiken von Braunkohletagebau und –verstromung in Sachsen für die öffentliche
Hand bzw. die Steuerzahler.
"Aus dem Braunkohlengeschäft sind Milliarden in die Taschen der Aktionäre geflossen. Es muss
endlich abgesichert werden, dass sie auch dann bezahlen, wenn es ans Aufräumen geht." sagt der
grüne Abgeordnete Gerd Lippold.
Die  Grünen  forderten  in  einem Antrag  (Drucksache  6/4447),  dass  ein  möglicher  Erwerber  der
Vattenfall-Braunkohlesparte die nötigen Rückstellungen für die Deckung der Bergbaufolgekosten in
voller Höhe nachweist. Die Bergbehörden müssten bei anstehenden Betriebsplangenehmigungen
regelmäßig von der schon heute gesetzlich bestehenden Möglichkeit Gebrauch machen, von den
Tagebaubetreibern  Sicherheitsleistungen  für  die  Folgekosten  zu  verlangen.  (§  56
Bundesberggesetz)
"Die bilanziellen Rückstellungen der Betreiber, auf die sich die Staatsregierung bislang voll und ganz
verlässt, werden nur dann zu liquiden Mitteln für die Deckung der Folgekosten, wenn die Betreiber
auch  nach  Beendigung  der  Tagebaue  noch  hinreichend  wirtschaftlich  leistungsfähig  sind.  Wie
verantwortungslos  es  ist,  sich  darauf  blind  zu  verlassen,  zeigt  die  aktuelle  Debatte  um  die
Folgekosten der Atomenergienutzung. Hier geht es bereits nur noch um Schadensbegrenzung für
die Steuerzahler." so Lippold. "Für die Generation unserer Kinder droht eine Situation, in der sie für
viele Jahrzehnte an die Folgekosten einer Energiewirtschaft gekettet wird, von der sie selbst nie
profitiert hat. Es ist die Pflicht und Schuldigkeit verantwortungsvoller Landespolitik, solche Risiken
heute  offenzulegen  und  nach  Kräften  zu  vermeiden."  (Quelle:  Pressemitteilung  Bündnis90/Die
Grünen)

6.  Welzow:  Politik  der  Anbiederung  gescheitert  –  Keine  Unterstützung  der
Landesregierung bei Entschädigungszahlungen für aktiven Tagebau
Die  Landesregierung  wird  den  Welzower  Bürgern  bei  der  Durchsetzung  von  Zusagen  des
Bergbaubetreibers Vattenfall für Entschädigungszahlungen des bereits bestehenden Tagebaus nicht
unterstützen.  Das  teilte  Infrastrukturministerin  Kathrin  Schneider  auf  einen  Anfrage  des
Landtagsabgeordneten Benjamin Raschke (Die Grünen) mit. „Entschädigungszahlungen [….] sind
im  Braunkohlenplan  nicht  festgelegt.  Derartige  Regelungen  können  Gegenstand  von
Umsiedlungsverträgen  oder  anderen  privatrechtlichen  Vereinbarungen  zwischen  dem
Bergbautreibenden und der Stadt Welzow sein. Die Landesregierung ist an diesen Verhandlungen
nicht beteiligt und hat daher auch keinen Einfluss auf deren Inhalt“, teilte die Ministerin mit.
„Während man aus Potsdam immer nur ideologisch motivierte Durchhalteparolen für ein weiter so in
der Braunkohle hört, werden die Tagebaubetroffenen alleine im Regen stehen gelassen“, kritisierte
die  Sprecherin  der  Wählerinitiative  „Grüne  Zukunft  Welzow“  Hannelore  Wodtke.  Im  Jahr  2012
sicherte der damalige Wirtschaftsminister Ralf Christoffers den Betroffenen noch Unterstützung zu.
Nach  der  Verabschiedung  des  Braunkohlenplans  im  Juni  2014  zog  sich  die  Landesregierung
komplett zurück.
„Bürgermeisterin Birgit Zuchold steht vor den Scherben ihrer Politik“, sagte Wodtke. „Wir haben von
Beginn an kritisiert, dass die Genehmigung des neuen Tagebaus als Bedingung gesetzt wurde für
die  Entschädigungszahlung  der  vom  aktiven  Tagebau  betroffenen  Welzower“,  so  Wodtke:  „Die
Anbiederung der SPD-Politikerin an den Bergbaubaubetreiber ist auf ganzer Linie gescheitert“
Vattenfall hatte damals versprochen, etwa 10.000€ an alle Welzower Hauseigentümer zu zahlen.
Nach der Genehmigung des Braunkohlenplans für den neuen Tagebau Welzow Süd II durch die
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Landesregierung sollten ursprünglich die Verhandlungen für die Auszahlungen beginnen; der Plan
war im Jahr 2014 von der Landesregierung beschlossen worden.
Als „Frechheit sondergleichen“ bezeichnete Wodtke die jüngste Aussage von Vattenfall, dass es nie
Zusagen für die Zahlung gegeben habe. „Es wurde uns nicht nur permanent mündlich zugesichert –
was unter  ehrbaren Kaufleuten ausreichen sollte -  sondern der Konzern Vattenfall  habe damals
sogar einen schriftlichen „Formulierungsvorschlag“ vorgelegt. In dem Schreiben aus dem Jahr 2013
heißt es wortwörtlich: „Aus dem von VE-M im Fonds zur Verfügung gestellten Mittel zahlt die Stadt
Welzow an die Eigentümer von Wohngebäuden, die in einer beizufügenden Liste jeweils mit der
Postanschrift aufgelistet sind, jeweils EUR 10.000,00“.
Download Landesregierung zu Entschädigungszahlungen
http://www.allianz-fuer-welzow.de/images/dokumente/antworten_ma10-03-2016.pdf 
Download „Formulierungsvorschlag“ von Vattenfall
http://www.allianz-fuer-welzow.de/images/dokumente/randbetroffenheit2-3.pdf 
LR: „Vattenfall: Keine Zusage für Welzow-Pauschale“
http://www.lr-online.de/regionen/spree-neisse/spremberg/Vattenfall-Keine-Zusage-fuer-Welzow-
Pauschale;art1050,5399399 

7.  Aufsichtsbeschwerde  gegen  Schleifes  Bürgermeister  wegen  Brief  an  die
Bundesregierung
Wie  die  Sächsische  Zeitung  berichtete,  haben  drei  Gemeinderäte  der  Gemeinde  Schleife  eine
Dienstaufsichtsbeschwerde gegen Bürgermeister Reinhard Bork eingereicht, weil dieser im Namen
der  Gemeinde  den  im  November  verbreiteten  Brief  mehrerer  Lausitzer  Bürgermeister  an  die
Bundesregierung  unterzeichnet  hat.  Der  Hintergrund:  In  einer  Anlage  des  Briefes  wird  die
„Inanspruchnahme des Abbaugebietes 2 des Tagebaus Nochten und des Teilfelds 2 des Tagebaus
Welzow Süd“ gefordert. Es existiert jedoch ein gültiger Beschluss des Gemeinderates, den Tagebau
Nochten 2 abzulehnen. Der anlässlich der Stellungnahme im Braunkohlenplanverfahren gefasste
Beschluss wurde trotz der Aufnahme von Umsiedlungsverhandlungen nie aufgehoben. Indem er bei
der  Bundespolitik  um  die  Umsiedlung  seiner  Ortsteile  bettelt,  hat  Bork  also  offensichtlich  die
Interessen  der  Gemeinde  falsch  dargestellt,  wenn  nicht  verraten.  Bei  den  Brandenburger
Unterzeichnern gibt es dagegen Hinweise darauf, dass sie bei der Unterzeichnung die Anlage des
Briefes gar nicht kannten. 

8. Gewerkschaft Ver.di ohne klare Position zur Braunkohle
In den vergangenen Monaten haben sich Lausitzer Mitglieder der Dienstleistungsgewerkschaft ver.di
um eine klare Positiierung der Gewerkschaft  für einen Ausstieg aus der Braunkohle bemüht. Ihr
Antrag  war  in  den  Gewerkschaftsrat  verwiesen  worden.  Gut  aufbereitet  hat  „Zeit  online“  diese
Vorgänge hier:
http://www.zeit.de/wirtschaft/2016-03/kohle-energiewende-verdi-frank-bsirske/komplettansicht 
Bei der Sitzung des Gewerkschaftsrates herausgekommen ist am Freitag offenbar ein Kompromiss
der  keinem  weh  tun  soll  aber  alles  andere  als  eine  klare  Position  darstellt.  Während  der
beschlossene  Text  noch  nicht  öffentlich  einsehbar  ist,  zitiert  eine  ver.di-Pressemitteilung
Bundesvorstandsmitglied Andreas Scheidt folgendermaßen:
„Flexible,  schnell  regelbare  Kraftwerke  auf  Basis  fossiler  Energieträger  werden  noch  für  eine
Übergangszeit benötigt, um die wetterabhängige Stromerzeugung von Wind- und Solarkraftwerken
zu ergänzen. Sollte sich herausstellen, dass es möglich ist, aus der Kohleverstromung schneller
aussteigen  zu  können  als  bislang  vorgesehen,  muss  die  notwendige  soziale  Absicherung  der
Beschäftigten mit staatlichem Flankenschutz erfolgen“.

9. NASA-Bericht: Globale Durchschnittstemperatur sprunghaft gestiegen
Den Daten der  US-Weltraumbehörde NASA zufolge  hat  die  globale  Durchschnittstemperatur  im
Februar  erneut  einen deutlichen Satz nach oben gemacht.  Die „Junge Welt“  berichtet  in  einem
Artikel unter Berufung auf das Goddard Institute for Space Studies in New York. Demnach war  der
zweite Monat des Jahres um 0,47 Grad wärmer als der Februar 2015 und 0,46 Grad wärmer als der
bisherige Rekordhalter, der Februar 1998. Der Anstieg sei der mit Abstand größte seit dem Beginn
der Aufzeichnungen. Ausführlich hier:
http://www.jungewelt.de/2016/03-15/093.php

Postanschrift
Umweltgruppe Cottbus e.V.
Straße der Jugend 94
D-03046 Cottbus

Internet
www.kein-tagebau.de
E-Mail
umweltgruppe@kein-tagebau.de

Telefon

+49 (0151) 14420487

Spendenkonto
GLS Bank
BIC: GENODEM1GLS
IBAN: DE17 4306 0967 1145 3769 00

4

http://www.kein-tagebau.de/
http://www.jungewelt.de/2016/03-15/093.php
http://www.zeit.de/wirtschaft/2016-03/kohle-energiewende-verdi-frank-bsirske/komplettansicht
http://www.lr-online.de/regionen/spree-neisse/spremberg/Vattenfall-Keine-Zusage-fuer-Welzow-Pauschale;art1050,5399399
http://www.lr-online.de/regionen/spree-neisse/spremberg/Vattenfall-Keine-Zusage-fuer-Welzow-Pauschale;art1050,5399399
http://www.allianz-fuer-welzow.de/images/dokumente/randbetroffenheit2-3.pdf
http://www.allianz-fuer-welzow.de/images/dokumente/antworten_ma10-03-2016.pdf
mailto:umweltgruppe@kein-tagebau.de

